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Wiener Gemeinderat
Sitzungvom6 .Juni1924 .

BürgermeisterSeitzeröffnetdie Sitzunvundhält ,währendsichdie
MitgliederdesGemeinderateserheben,folgendeAnsprache:

Ich glaube im Sinne des gesamten Gemeinderates zu handeln ,wennich
sage ,daßwirunsdenKundgebungenanschließen ,die in denzunächstbe¬
troffenenparlamentarischenKörperschaftenausAnkaßdesAttentatesauf
denBundeskanzlerbeschlossenwurdenAuchder WienerGemeinderatbedauert
den Anschlag aufs tiefste .Wir erwarten und hoffen ,daß die Gesindung des

Bundeskanzlers ,überdie wir heutemittagswiedergünstigeNachrichten
erhalten haben ,stetig fortschreite und daß er ehestens wiederhergestellt

werde .Ich erbitte mirdie ErmächtigungdesGemeinderates,denBundes-¬
kanzlervondieserKundgebungzuverständigen .( Zustimmungaufallen
Seiten desHauses ) .

DerBürgermeistergibt nunbekannt ,daßdie VorlageüberdieErbau-¬
ungeinesTheatersaalesimLainzerVersorgungshausvonderTagesordnung
abgesetzt wurde .Es wird sofort die Betriebsverlängerung der Strassen - ¬
bahnenunddie GehaltsregulierungderBedienstetenverhandelt .Ueberdie
Betriebsverlängerungreferiert VizebürgermeisterEmmerling ,der dieschon

vom2 .Junianbis12Uhrnachtsmitgeteilten Linien anführt ,die

betriebenwerden .DerReferentteilt dannweitersmit ,daßdurchdieAus-¬
dehnungderBetriebsstundenderBahnhofrundverkehrerst späteraufgenom-¬
menwerdenwirdundauchderKraftstellwagenverkehrentscheidendbeein-¬
flusst werdendürfte .Esist als sicheranzunehmen,daßein großerTeil
der Passagieredes Kraftstellwagensnunmehrdie Strassenbahnbenützen
werden.DerKraftstellwagenverkehr ,derbisjetztbis2Uhrfrühgeführt
wurde ,wird dannbis 3 Uhrbetrieben .In den letzten Monatenhabensich
dieVerhältnissebeidenStrassenbahnenwesentlichgeändert.Eswurdein
ersterLinieaufdieLeute ,dieindenMorgenstundenfahrenmüssen,Rück-¬
sicht genommen .So sind zwischen 2 8 Uhr 8 Uhr früh ,der Zeit desgrößten
Verkehrs,nichtwenigerals 2700WagenimBetrieb .ImLaufedesVormit-¬
tags sinktdieseZahldannauf die Hälfteherunterundgegen11Uhrvor-¬
mittagsbeginntsie wiederzusteigsn .Gegen6 Uhrabendsist wiederein
Spitzenverkehrzuverzeichnen,deraberdenFrühverkehrnichtmehrer-¬
reicht ,da nurmehr2500Wagenverkehren .NachdenletztenBerechnungen
wirddie Strassenbahnjährlich500MillionenMenschenbefördern ,Vordem
KriegbetrugdieZahlderStrassenbahnfahrgästenur340Millionen.Es
ist richtig ,daß noch mehrWagenin den Verkehrgebracht werdenkönnen ,
aberebensorichtig ist es auch ,daßerst durchdie elektifscheStadtbahn
einewesentlicheErleichterungfürdieBevölkerungeintretenwird .Leider
sind durch die langen Verhandlungen viele kostbare Monate nutzlos ver - ¬
gangen ,es wird aber alles daran gesetzt ,um die Stadtbahn so rasch als
möglichder WienerBevölkerungzugänglich zu machen .( Beifall ) .

Bürgermeister Seitz schlägt nun vor ,daß sofort über die Bezugsregu - ¬

lierungderBedienstetenderStrassenbahnreferiert werdensoll .DerGe-¬
meinderatstimmtzu undderReferent

StR. Speiserführtaus :DieBezugserhöhungderStrassenbahner,die
heutebeschlossenwerdensoll ,beträgtfür deneinzelnenBediensteten
durchschnit lich 200 . 000Kronen monatlich .Gegenwärtig stellt sich der
Durchschnittsbezug eines Strassenbahners auf etwa 2,072 . 000Kronenmo¬
natlich .Das ist aber der Grundbezug .Dazu kommennoch die Gebührenfür
Ueberstundenleistungenund Extradienste ,so daß sich der genannteBezug

nurfür die 48stündigeArbeitswocheergibt .DerStrassenbahnbetriebhat
nämlichanSonn -undFeiertagenundanläßlichsportlicherEreignisse
Spitzenleistungen zu verzeichnen ,die nur dann bewältigt werdenkönnen ,

wenndieBedienstetengewisseMehrdienstleistungenaufsichnehmen.Dies
trifft auch auf den Frühverkehr zu und auch die Verlängerung des Nacht - ¬

verkehrsist nur möglich ,wenndie BedienstetensolcheMehrdienstelstungen
auf sich nehmen .



nur
Rednermöchteschließlichdaraufhinweisen,daß/zufällügerweisedie
VerhandlungenüberdieneuenLohnverhältnisseunddieüberdieEinrichtun-nenStädtenbessereVerhältnissealsbeiuns.InWienistesnicht
DemGemeinderatseiennurjeneAnträgevorzulegen,diedieBezahlungder

Strassenbahnerundnichtdiejenigen,diedieVereinbarungeninnerhalbdeshen,dasimmerwiederbeiBeratungenderStrassenbahnzuurgierenist.eschlossenenArbeitsvertragesbetreffen,RednerbittetschliesslichdiesenGehaltserhöhungenzuzustimmen.
GR.Rotter(chr,soz. )besprichtzunächstdieUeberfüllungaufden

Strassenbahnen,diemitderBehauptungdesReferenten,daßmansichdem
Friedensverkehrnähere,imWiderspruchstehe .WährenddieFrequenzder
Strassenbahnenum50Ptozentzugenommenhat,istdieWagenkimometerlei-¬
stungnurum18Prozentgestiegen.WenndieGemeindeverwaltungihreHoff-¬nungenaufdenStadtbahnverkehrsetzt ,sowirdsie darinenttäuschtwer-¬
den .DerStadtbahnverkehrhatvordemFriege,imJahre1914,kaum45oMil-¬erreieht ,lionenPassagiere umfasstealsonureinenunbedeutendenTeilvon

Fahrgästen .SchliedlichbesprichtRednerdieVerlängerungaufdeneinzel-¬
nenLinienundmeint,dasdieUeberfüllungderStrassenbahnenauchauf
ihreBilanzeinenungünstigenEinflußausühe.Sogescheheesmanchmal,
aßdenArbeiternderganzeTagbezahlt,daßaberschonzuMittagFeier-¬
abendgemachtwird ,weildiegeehrtenArbeiterzuirgundeinerParadekom-¬
mandiertwerden.EswirdebenamunrechtenPlaggSespartundausgegeben.

GR. Lehninger(chr. soz. )befasstsichinsbesonderemitdenLohnerhö¬zu
hungen.DieStrassenbahnersinnintelligent,umsichnichtgegendieVer-
längerungdesBetriebesineinerGroGstadtzuwehren,siewehren
sichnurdagegen,daßmandieseVerlängerungaufKostenderBediensteten
durchführt.DieAufbesserungistbeidenbestgezhaltenStrassenbahnern
höchsten202400KronenimMonat.DasisteinesehrbescheideneErhöhung,
besonderswennmandiegroßeRentabilitätderStrassenbahneninsAuge

fasst .DieStrassenbahnerwareninderletztenZeitgezwungen,
bis13StundenDienstzumachenundmnnatelgkeinenfreienTagzu
haben,umdasNotwendigefürdasLebenzuverdienen.DerBeschlußderGe-¬
meindeverwaltung,daßmannurmitderOrganisationverhandelt,welchenur
überdieMehrheitverfügtundmitdemHandels-undTransportarbeiter
verbandzuverhandeln,istschonausdemGrundezuverwerfen,weildieser
VerbandanAltersschwächeleidetundzersetztistundschonlangenicht
mehrdieMehrheitderSgrassenbahnerbeisichhat .DieStrassenbahnen

sindkeinParteiinstitut .DieZusammensetzungderPersonalvertretungen
Mitteilungenistnichtdemokratisch.Rednerführtausdenstatistischenia

derArbeiterkammereinigeKatgeorienvonArbeiternan ,dieweitaus
nichtdieVerantwortungderStrassenbahnerhaben,abertrotzdemhöhere
Löhnebeziehen.DabeihatderStrassenbahnerweitausmehrArbeitzu
leistenundistvielfachgenötigtaußerHausezuessen,sichauchbe¬
sondersbeimNachtdienstZubussenzuleisten,weilersonstkeine30
JahreimDienstaushält.Siescheinenesaberdaraufabgesehenzuhaben,
daßerfrüherdasZeitlichesegnet,damiterderPensionskassanicht
zurLastfalle .DieStrassenbahnermusstenindenletztenJahreneine
UnmengevonKompensationenzugestehen,umkleineVerbesserungenihrer
Bezügedurchzusetzen.VonallendiesenKompensationenistderVerlust
derFensionskassewohlalsdergrößteVerrat,derjemalsandenStras-¬
senbahnenbegangenwurde,zubezeichnen,undalsderletztedieVer-¬

schacherungdesRekonvaleszentenheimsimDeutsch-Altenburg.
GR.Preyer(chr.soz.):Dasistniederträchtig!RednerschliesstmitdemAppellandieMehrheit, künftigen

LohnverhandlungenauchdieMinderheitderGewerkschaftheranzuziehen,
dieeigentlicheineMehrheitist .(BeifallbeidenFarteigenossen).

GR.Doppler(chr.soz. )wünschtzuwissen,obdieBetriebsverlänge¬
rungalsmomentaneEinführungfüreinpaarMonategedachtAst,oder
obdieAbsichtbestehe,zueinerallgemeinennochweiterenBetriebsver-¬
längerungzugelangen.Fernervermisstereineklareunddeutliche
AufklärungdesReferentenbezüglichderGerüchtebetreffendeineTarif-¬
erhöhung.EswäreendlichaucheinmalanderZeit ,genaueAuf-¬

schlüsseüberdieFrequenzderStrassenbahnenzugeben,dadiebisheri-SiedaheresgarnichtzueinerTariferhöhungkommenlassenmüssen.DurdgenAngabenzwischen500und550Millionenvariieren.Wieimmerdie

Frequenzaberist ,sozeigtsich ,daßzuTariferhöhungenkeinAnlaß
bestehteWasdieDauerdesBetriebesbetrifft ,sobestehendainklei-¬

gendesBetriebeszurHerstellungdes12UhrAbendschlusseszusammenfielermöglichmitderStrassenbahnzum5UhrZuzufahren,wiediesinLinz
der Fall ist .DannkommtRednerauf dasUeberfüllungsverbotzuspre-¬

DerWunschnacheinemUeberfüllungsverbotliegtimInteressederStras-¬
senbahnenselbst ,sowieimdemderBedienstenen,diesichnichtso
furchtbarabstrapazierenmüssen,wennindenStrassenbahnwagennicht
solcheVerhältnissewären.Schliesslichdarfesnichtweitergeschehen,
daßnurmiteinerOrganisationverhandeltwird,dieübrigenaber,trotzihrerMitgliederzahl ,nichtdasRechterhalten,mitzureden.DieOrgani¬
sationsverhältnissehabensichvollkommenverschoben.Esgibtjaauch
einePersonalvertretungundeinenVertrauensmännerausschuß ,diegewiß
dieberufendstenVertreterihrerKollegenseinkönnengmitdenenman
inVerbindungtretenmüsste,BeimBundewerdenbeiPersonalverhandlun-¬
genVertreterallerOrganisationenzugezogen.AlleMenschenhabenein
wohlbegründetesRechtaufärbeit,dasauchdurchdiegegenwärtigeGe-¬
meindeverwaltungnichtwegenderZugehörigkeitderArbeitssuchenden
zu ,MichtsezialdemokratischenOrganisationennichtgeschmälertwerden
darf.GeradedieSozialdemokratiekämpfeimmerfürdenArbeiterschutz.
EsseiauchPflichtindieserWeisedenArbeiterschutzaufrechtzuer¬
haltenunddarummüssemansichgegendiejetztgeübtenPraktikenzur
Wehrsetzen.WohindieVerfolgungAndersdenkenderführe ,könnemanandemFalleStalzer ,derindenTodgehetztwurde,ersehen.

GR. Preyer(chr. soz. ):EinSkandalist das !EinTerrorakt!
EsisthochanderZeit ,daßdieBestimmungderArbeiternurdurch

denHandels -undTransportarbeiterverbandaufzunehmen,falle.
GR. Haider(chr. soz. ):DieAbwicklungdesStrassebahnverkehresin

Wienistdurchauskeinezeitgemäße.DarübersindsichalleFaktorendes
öffentlichenLebenseinig,dasfahrendePublikmm,dieVerwaltungder

StadtundauchdieStrassenbahndirektion.Durchdenheutegefassten
Beschluß,denStrassenbahnverkehrbis12Uhrauszudehnen,wird
einealteRückständigkeiteinigermaßengemildertundwirhoffen,daß
dieserSchritteineReiheweitererReformen,dieimBezugaufdenStras-¬
senbahnverkehrnotwendigsind ,nachsichziehenwerde,Nichtzumersten-¬
malerhebendieChristlichsozialenihrewarnendeStimmeundbeklagendie
herrschendenUnzukömmlichkeiten,EinederwichtigstenForderungensei,
endlichwiederdasUeberfüllungsverboteinzuführen.Einegleichwichtige
ForderungseidienachdemZonentarif.EsseieineschreiendeUngerech¬
tigkeithiereinekleineStreckevonwenigenHaltestellenebensoviel

bezahlenzumüssen,alswennmanvoneinemEndezumanderender
Stadtfahre.DieHaltunggegenüberdenStrassenbahnenindenzweiletzten
Wochenwareinedurchausungehörige.MankannvondenSchaffnernund
FahrernunmöglichverlangeneineUeberleistungaufsichzunehmen.Esum
seivielmehrsicher,daßdieseFragendieganzeOeffentlichkeitsich
interessiereundleidenschaftlichzudenProblemenStellungnehme.AlledieseFragen,besondersdieEntlohnungbetreffend,sindvonallergrößter
volkswirtschaftlicherBedeutung.WenndieGemeinderatsmehrheitihreein-¬malgefasstenBeschlüssekonsequenteinhaltenwollte,hättemannicht
mitdem. . V.Verhandlungenführendürfen,sondernmitdenunpolitischen
undchristlichenStrassenbahnerorganisationen,denendieMehrheitder

strassenbahnerangeschlossensei .AuchdiePressehatsichdiesmalwiedersehreingehendmitderStrassenbahnbeschäftigt.InderSonn-undMontags-
zeitung,diederSozialdemokratiesehrnahesteht,wurdebehauptet,daßdieStrassenbahnmiteinemDefizitbehaftetist ,dasinvieleMilliarden
geht.EskönnedaherandieErfüllungderForderungenderBedienstetennichtgedachtwerden.Ichweißnicht,obdieDirektiondasgemachthat,
umdieseröffentlichdieAnimosißätderBevölkerunggegendieStrassenbah-nerzupredigen.Ichweißaber,daßdieseBehauptungvollständigunwahr
ist .MitgutemGrundunterlassenSieesunszusagen,woherSiedie47Mil-¬liarden nehmen

rden,welchediegegenwärtigeLohnregulierungkostet.Esistnotwendigfestzustellen,daßdiesesGeldbereitsvorhandenist,
dieheutevomGemeinderatzubewilligendeLohnerhöhungtritteineneuerlicheBelastungdesBetriebesüberhauptnichtein.



IchwillauchnochaufdieUngehörigkeitverweisen,diedarinliegt ,das
nur sozialdemokratische Werkstättenbedienstete zumFahrdienstherangezogen
werden .Manmußgar nicht christlichsozial oder antimarxistisch gesinnt
sein ,umdieses Vorgehenals ein schweres Vergehen ,umnicht zusagen ,
Verbrechen zu bezeichnen .Ich weiß ,daß dies eine schwere Anklageist ,

abersie ist richtig .Ich richte anSie denAppell ,dasPersonalendlich
gerecht zu behandeln ,weil das auch sicherlich im Interesse dergesamten

Bevölkerungliegt .(Beifall).
VizebürgermeisterEmmerling:Ich bin angenehmdavonberührt ,dag

eigentlichwegenderBetriebsverlängerungnursowenigWünschemitgeteilt
worden sind .Es zeigt dies ,daß mit dieser Vorlage allen berechtigten Wün- ¬
schenentsprochenwordenist .DieUeberfüllungder Strassenbahnwagenkann
erst dannbehobenwerden ,wenndie Stadtbahnverkehrt .WirhabeninWien
gegenwärtigjährlich 300 Fahrten auf jeden Einwohnerzu verzeichnen .Diese
Zahl geht weit über die Verhältnisse anderer Großstädte hinaus .Esmag

dieswohlauchdamitzusammenhängen,daßdieArbeiterundAngestellten
ihrerjeweiligenArbeitsstättenichtmehrnachziehenkönnenundderheu-¬
tigeTarifaußerordentlichbilligist .ImJahre1914hatdieStadtbahn
rund 40 Millionen Fahrgäste befördert .Durch die Elektrifizierung der

wichtigsten Stadtbahnlinien wird wahrscheinlich eine höhere Frequenzer - ¬

reichtwerden .DieBezugsregulierung ,die heutebeschlossenwerdensoll ,
verursacht jährliche Kosten von 47 Milliarden Kronen und wenn wirheute

imZusammenhangdamitdenTarifnichterhöhthaben ,sodeshalb ,weilwir
bestimmtdamitrechnen ,daßdenerhöhtenAusgabendurchdieVerlängerung
des Verkehrsaucherhöhte Einnahmengegenüberstehen .( Beifall ) .

StR .SpeiserwendetsichgegendieAusführungendesGR.Lehninger,nach
denensichdie VerlängerungdesStrassenbahnverkehrsnach11Uhrabends
nur auf Kostender Bedienstetenvollzieheundbeweist ,daßdurchdiese
NeueinführungdieStrassenbahnerinnerhalbder48Stundenwocheauchnicht
eine Minute mehr Arbeit zu leisten gezwungen wären .Es handle sich

dabeilediglichnurumeinegeringeEinbusse,derdemFahrpersonalimVer-¬
kehrsdienstederGemeindesowohl,wiedesBundesgesetzlichzugesicherten
Freizeit .DieseKürzungderFreizeitwerdeabermiteinem165%igenAuf-¬

schlag bezahlt ,was eine Mehreinnahmevon beiläufig 200 . 000Kro- ¬
nenimMonatfür denStrassenbahnerbedeute .Referenthabesichgenauest
umdie Dienst -undEntlohnungsverhältnissederStrassenbahnbediensteten
vieler Großstädte ,darunterBerlin ,Paris ,London ,New- Yorkinteressiert
undnachdenerhaltenenInformationendasBildgewonnen,dassinkeiner
dieserStädtedieStrassenbahnbedienstetenirgendwiebessergestelltseien.
Es erhielten die städtischenStrassenbahnerein Gehalt ,das alleanderen
Bonifikationen ,wiefreie Fahrt für sich undErmäßigungenfür dieFamilie ,
Uniformeneingeschlossen,ruhigdemEinkommenderbestenzahltenSpitzen-¬
verdienerandererBerufegleichgesetztwerdenkönne.DieVorbringungen,
die vonder Oppositionin diesemBelangegemachtwerden ,seienvollkommen
unstichhältig .DasDurchschnittseinkommenfür die48Stunden-Arbeitswoche
betrage imMonat2,272 . 000Kronen .Für die Ueberstundenleistungkommen
13 Prozent des Personals ständig in Betracht ,eine Tatsache ,diedurch
bessereRegelungdesBetriebesbeseitigtwerdensoll .EsmuGaberzuge-¬
gebenwerden ,daßbei besonderenAnläßensolcheUeberleistungennotwendigsich
seien .Wasdie Pensionisten betreffe ,so müsse/schonjedermannvorAugen
halten ,daß Leute ,die der Gemeindenur zehnJahre oder wenigdarüber
Dienstgelei stet haben ,nicht mit besondershohenPensionenbedachtwer-¬
denkönnen .Fürvoll ausgedientePensionistender Strassenbahnwerden
ohne der neuen Regulierung heute Pensionen in der Höhevon 1,674 . 000K

bezahlt ,einBetrag ,dergewißnichterlaubtSprüngezumachen,vondem
wiraberwünschen,daßerallenArbeitern,kleinenGewerbetreibenden
undBeamtennacheinemarbeitsreichenLebenals Ruheganußzugesichert
sei .( Händeklatschenbei derMehrheit ) .

GR.Rotter( chr ,soz . ) :StadtratSpeiseralsRetterdesGewerbestandes!
StReSpeisererklärtsichaufdiesenZwischenrufals einenständigen

Verfechterder Sacheder kleinenLeuteunderwidert ,es sei ihmnichtbe¬
kannt ,daß sich die Kleingewerbetreibenden durch eine 20 Jahre lange

christlichsozialeVerwaltungsperiodegerettetgefühlthätten.(Beifall
beidenSozialdemokraten).Essei wunderbar,wiediemoralischeDepression
diesichalseineunausbleiblicheKriegsfolgeinderZeitnachdem

Umsturze bemerkbar machte ,nun von den Leuten im Fahrdienste des Bun- ¬

des ,sowohlwiederGemeindeüberwundenwürde ,weilsichdieLeute
selbst sagten ,daß bei Einhaltung des AchtstundentageseineAntensi¬
vierungderArbeitsleistung unerlässlich sei .DerHendels -und
Transportarbeiterverbandsei die größteOrganisation ,der vonden14000
Strassenbahnangestellten10 . 000angehörten .Darumsei auchdieseOrga-¬
nisation allein durch Gemeinderatsbeschlußzu Lohnverhandlungenbe¬
rechtigt .Die Lohnverhandlungenwürdenmit demHandels -undTransport -¬
arbeiterverband,VerhandlungenaberüberDienstleistungmitdemPer-¬
sonalausschußdenSatzungenentsprechendgeführt .WasdieBeschwerden
überdie parteimässigeBehandlungdes Personalsanlange ,habeReferent
in vielenFällenschonUngerechtigkeitenabgestellt ,selbstgegen
denWunschvonKörperschaften ,die überdie betreffendenAngelegenhei-¬
tenandersdenkenmussten,Referentmüssedarumschärfstensgegendiese
Vorwürfeprotestieren undverpflichte sich jedemihmbekanntgemachten
Fall genauestenszuuntersuchenundin objektivsterWeisezubeurtei-¬
len .Referentmöchtenurnochdie Frageaufwerfen ,wiedieStrassen-¬
bahneraussähen ,wenndie Gemeindenichtvoneinersozialdemokratischen
sonderneinerchristlichsozialenMehrheitverwaltetwürde .(Beifall ).BürgermeisterSeitzwill nundie Abstimmungvornehmen.

GR .Kurz( Soz .Dem. ) :Ihr laßt ha den Holaubekverhungern ,wie
derschlechtausschaut!

GR. Huber( chr .soz. ) . :Dasist eineRohheit!
GR. Kunschak( chr .soz . ) :HerrBürgermeister ,müssenwirunsdas

bietenlassen ?
GR.Untermüller(chr. soz. ):WennderKurznichtvonunsgehalten

wordenwäre ,wäre er schon längst ausgeliefert und nicht mehrhier .

GR.Huber( chr .soz . )begibtsichzumBürgermeisterundteiltihm
den Zwischenruf des Gemeinderates Kurzmit .

BürgermeisterSeitz :Esist mirzurKenntnisgebrachtworden,
daß zwei Mitglieder von der rechten Seite ,ein Mitglied derlinken
SeitewegenseinesschlechtenAussehensin unzulässigenAusdrücken
apostrophierthätten .Wenndieswirklichgeschehenist ,muGiches
als ganz unzulässig erklären und der Würdedes Gemeinderateswider- ¬
sprechend .Ich ersuche diese Angelegenheitnach der Sitzung aufgüt - ¬
lichenWegeauszugleichen.(AllgemeineZustimmung).

EserfolgtnundieAbstimmung.
DieReferentenanträgewurdeneinstimmigangenommen .
DieAnträgebetreffenddie Auffassungder StandesgruppederMahn-¬

gruppen ,sowiebetreffenddenVerkaufvon1DKohlenwaggonsderGemein-¬um
de an die österr .Bundesbahnen/zweiMilliarden Kronenwerdendebattelos
angenommenunddieSitzunggeschlossen .
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Die verwüstete Lobau .Die land -und forstwirtschaftliche Betriebsgesell - ¬
schaft . . H.die kommerzielle Durchführungsstelle der landwirtschaftli - ¬

chenAngelegenheitender GemeindeWien,hatsowohlan diePolizeidirektion
wieandiezuständigeMagistratsabteilung45eineEingabegerichtet,
in der sie überdie empfindlicheStörungder Bewirtschaftungin derLobau,
ja über die ernste Gefährdungder dort befindlichen KulturbeständeKlage
führt .DieFlur - ,Forst -undJagdschädenin derLobaunehmeninjüngster
Zeit erschreckendeDimensionenan .Amletzten Sonntagwurden260Personan

durchstreifen
in einemKleefeldelagernd ,angetroffen .DieAusflügler

dieWiesen, !SaatfelderundsonstigenAnlagen
sie zünden ,umsich vor der heuer außergewöhnlichstarken Gel - ¬

senplagezu schützen ,Rauchfeueran ,die bei fortsshreitenderTrockenheit
eineGefahrfür die Kulturenaller Artsind ,sie beschädigendenBaum-¬
undWiesenbestandrücksichtslosundbadenauchin dendortigenAusständen
derDonau ,die vielfachsteil abfallend ,mituntereineTiefevonzehm
Meternerreichen ,wasfür die Badendenselbst höchst gefährlich ist .Das

ziemlichzahlreicheJagd -undFeldschutzpersonalist allendiesenAus¬schreitungen gegenübermachtlosundsetztsich ,beieinemVersuche
ihnenentgegenzutreten ,oft denschwerstenBeschimpfungenaus .DieBevöl-¬scheintkerung die Lobaunurals einenallgemeinenWienerErholungsortzu
betrachten ,aber nicht zu wissen ,daßdaselbstbedeutendelandwirtschaft-¬
liche Anlagenbestehen ,die vongroßemWertundNutzennsindundeinewich-¬
tige Rolle in der WersorgungsWiensspielen .Bisher wurde ,obgleichkein
diebezüglicherGemeinderatsbeschlußdazuverpflichtet,der freieZutritt
in die Pobau der Bevölkerunggewährt ,weil die Lobauderzeit nicht voll - ¬
kommenabgeschlossenist unddasruhigeundanständigeFublikum,dasdie
Wegenicht verlässt,keinen Schadenverursacht .Im Interesse derKulturen

selber ,sowieder Erhaltungihres landwirtschaftlichenCharakterbildes,
müssendieAusflüglerdringendstermahntwerden,nurdiegebahntenWege
zubetreten ,AuenundWiesennichtzudurchstreifen,jedeBeschädigung
desBaum -undWiesenbestandeszuunterlassenundimeigenenInteresse
nicht in der Lobauwildzu baden .Sollten diese Ermahnungennichtsfruch-¬
ten ,so würdedarangegangenwerden ,die LobaudurchAufrichtung
vonZäumendemallgemeinenPesucheunzugänglichzumachenunddenEin¬

tritt nur gegenbesondereBewilligungzu gestatten .Vorläufigwerdenin
denHaupteintrittsstellennzurLobauentsprechendeAnschlägeangebracht.
DieGemeindeverwaltunghofft ,daßdieseVerlautbarungen,dieimInteresse
der Allgemeinheiterfolgen , dengewünschtenErfolg
habenwerden .

- - .
DieBenützungöffentlicherVerkehrsflächendurchAufstellungundAnbrin-¬
gungvonGegenständefür Privatzwecke.DieBestimmungenüberdieAuf-¬
stellung oder Anbringungplatzzinspflichtiger Gegenständeauf oderüber

öffentlichenVerkehrsflächensindin verschiedenenMagistratskundmachun¬
genverstreut ,zumTeilenichtmehrzeitgerechtundauchvielfachbei
der Bevökkerungbereits in Vergessenheitgeraten .

DerWienerMagistrathat dahereineneueKundmachungerlassen ,
die die alten Kundmachungenzusammenfasstund nach den seither gewonnenen

Erfahrungenrightigstellt .AusdieserneuenKundmachungergibtsich ,daß
jedeBenützungder öffentlichenVerkehrsflächen,sowiedesdarüberbefind-¬
lichenLuftraumeszur AufstellungoderAnbringungvonGegenständenfür
PrivatzweckedurchdieMagistratsabteilung36zubewilligenist .Ferner
sinddarindie Fälle angeführt ,auf die sich die Bewilligungbeziehtund
schliesslichist darinangegeben,daßUebertretungenderBestimmungenmit
Geldstrafenbis zu zweiMillionenodermitArreststrafenbis zu 14Tagen
geahndetwerden.- .
VebersiedlungderMagistratsabteilungfürStatistik .DieMagistratsabtei-¬
lung51- Statistik- ist ausihremfrüherenBüroamSchlesingerplatzinRäumlichkeiten
ihrenneuenXVII . ,Hauptstrasse72 - 74(Sparkassengebäude )übersiedelt .

- - -
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